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Damit derFrühling
wirklich erwacht
Letztes Jahr ist derKuckuck
verstummt, jetzt sind es die
Amseln.Wo sind sie alle geblie-
ben?Wie vieleTodemüssen
noch gestorbenwerden, biswir
verstehen, dasswir etwas tun
müssen, dieOhnmacht durch-
brechen?Wiedenn?Auchmal zu
Fuss gehen, denGartenunauf-
geräumt lassen,weniger konsu-
mieren, ökologischeProdukte
bevorzugen, beiAbstimmungen
undWahlen andieNatur als
Lebensgrundlagedenken, sich
zusammensetzenundnach
Lösungen suchen.Wir können
etwas bewirken. Ichwünsche
Ihnenundmir denMutdazu.

KatharinaMichel, Dozwil

WelcheGrundsätze sollen beimWaffenrecht gelten?
«Ich fühlemich nicht unter
Druck»,
Ausgabe vom 1. April

Kann sein, dass die EU-Waffen-
richtlinie zumutbar ist. Doch
ebenso ist es für die EU zumut-
bar, dass die Schweiz an ihrem
Waffengesetz festhält. 2008
wurde die EG-Waffenrichtlinie
umgesetzt. Dieses Gesetz
entspricht unseren Bedürfnis-
sen und benötigt keine weite-
ren, kostspieligen und bürokra-
tischen Regelungen.

Zur Frage, dass die EU in
Zukunft weitere Verschärfun-
gen beschliessen könnte,meint
Frau Bundesrätin Keller-Sutter
«...bei weiteren Änderungen
könnenwir wiedermitbestim-
men und auch ablehnen, wenn
wir nicht einverstanden sind.»
Da frage ichmich doch ernst-
haft, warum dannzumal und
nicht bereits heute? Gilt dann
die grosse Angstmacherei, dass
die Schweiz aus dem Schengen-
Dublin-Verbund ausscheidet,

nichtmehr? Die EU hat sehr
wohl Interesse, dass die
SchweizMitglied von Schengen
bleibt. Nicht nur, wegen den zig
Millionen, die wir bezahlen,
sondern die Schweiz befindet
sich in derMitte von Europa.
Undwenn dazu Frau Bundes-
rätinmeint: «Die EU gewichtet
ihre Grundsätze höher als die
Sicherheitsinteressen», dann
kann ich nur erwidern: Ich habe
auchmeine Grundsätze und
sage daher Nein zumneuen
Waffenrecht.

Cornelia Hättenschwiler, St.Gallen
Mitglied SV Ochsenweid St.Gallen

Stellen Sie sich vor, sie gehören
einerMinderheit an. Sie sind
noch eine der wenigen Perso-
nen, die gerne ein GlasWein
trinkt. DerMehrheit sind Sie
egal, die interessiert sich weder
für Sie oder denWein. Nun gibt
es aber hartnäckige Eiferer, die
Ihnen genau das verbieten

wollen. Das Ziel ist die Prohibi-
tion.Wohin dieses Experiment
führt, hat uns die USA 1919 bis
1933 gezeigt. Es geht am 19.Mai
nicht umWein. Es geht um uns,
darum ist es wichtig, die
schweigendeMehrheit zu
mobilisieren und für eine
tolerante und liberale Schweiz
einzustehen. Am 19.Mai geht es
um die Übernahme der EU-
Waffenrichtlinie. Vom legalen
Waffenbesitz geht keine Gefahr

aus. Jeder Erwerb ist jetzt schon
reglementiert und benötigt
einen einwandfreien Leumund,
einen Strafregisterauszug und
einenWaffenerwerbschein. Es
werden keine Anschläge ver-
hindert, da sich Terroristen
auchweiterhin an keine Geset-
ze halten. Schützen aber wer-

den unter Pauschalverdacht
gesetzt. Deshalb ganz klar: ein
Nein am 19.Mai. Lassen Sie uns
weiterhin unseremHobby
nachgehen!Wehrenwir uns
gegen ein unsinniges Gesetz
und Bevormundung. Übrigens,
dieses Szenario lässt sich
beliebig erweitern: Tabak-
genuss, Offroader fahren,
Fleisch essen...

Alexis Targiroff, Kirchberg

Das neueWaffengesetz ist für
die Sicherheitspolitik der
Schweiz zentral und bricht nicht
mit der hiesigen Schiess- und
Waffentradition. Umsowichti-
ger ist deshalb ein Ja am 19.Mai.
Mit der Annahme der Teilrevi-
sion behält die Schweiz den
Zugang zum Schengener Infor-
mations- und Fahndungssystem
und sorgt gleichzeitig fürmehr
Transparenz bezüglich dem
Besitz undGebrauch von
Schusswaffen. Bei einemNein

droht der Fall des Schengen-Ab-
kommens, was die europäische
Justiz- und Polizeizusammen-
arbeit imKampf gegen Krimi-
nalität drastisch erschweren
wird. DieMehrkosten, welche
entstehen, um die innere
Sicherheit dannweiterhin
garantieren zu können, belau-
fen sich auf 300 bis 900Millio-
nen Franken jährlich (vgl.
Ecoplan, 2017, S. 12).

Um illegaleEinreisen und
Aufenthalte zu verhindern, fällt
bei einem Ja nur ein Bruchteil
der Kosten an. Dafürmüssen
einzigWaffen registriert und
deren periodischer Einsatz (zum
Beispiel Sportschützen und
Jäger) undVerwendungszweck
(imFalle vonMuseen) nachge-
wiesenwerden. Ein Ja zum
Waffengesetz am 19.Mai heisst
Ja zu Sicherheit, Ja zu effizienter
Polizeiarbeit und Ja zur bisheri-
genAsylgesuchspraktik.

Yves Beutler, Uzwil
FDPUzwil

Preise endlich senken
NochmehrDruck in Bern,
Ausgabe vom28.März

Sonicht,HerrNationalratHaus-
ammann.SieundanderePoliti-
ker forderndieSenkungder
Wertfreigrenze fürprivateEin-
fuhrenauf fünfzigFranken
wegendemEinkaufstourismus.
Ist Ihnenbewusst, dass inder
Schweizdiedurchschnittliche
Einkommenshöhe (statistisch
erwiesen) fünfzigProzenthöher
liegt als inDeutschland?Die
Kaufkraftmuss zudemberück-
sichtigtwerden.Warumistdas
Preisniveaubeiunsnicht fünfzig,
sondernhundertbis zweihundert
Prozentodernochhöher, beiden
gleichen internationalenProduk-
ten?Schweizer Importeureund
deutscheExporteureverdienen
sicheine«goldeneNase»anden
«blöden»Schweizern, inklusive

Grossverteiler.WirddieWertfrei-
grenzegesenkt,wäredasEin-
kaufen inDeutschland immer
nochattraktiv.Alspensioniertes
Kadermitglied rate ich Ihnen, sich
einzusetzen,dassdie teilweise
viel zuhohenPreisehierzulande
(primär imNon-Food-Bereich)
endlichetwashinunterkommen.
DannwürdenSchweizerwieder
mehrbeiunseinkaufen.Daswäre
derbessere«Heimatschutz».
NB:AlsguterKundebei einem
SchweizerDetailhändler in
Kreuzlingenkaufe ichLebensmit-
tel beiuns (wegenunseren
Bauern).Nachmeiner Interven-
tionwurdeetwaderPreis eines
internationalenKatzenfutters
sofort gesenkt.Etwas seltsam,
derVerkaufspreis ist aber immer
nochmehralsdoppelt sohoch.

MartinBrülisauer, Fruthwilen

Patienten sind
keineObjekte
Die Taktgeberin,
Ausgabe vom 20. März

DerArtikel überRuthHumbel
bringt es aufdenPunkt,worum
es imGesundheitswesengeht:
umvielGeld.Deswegensoll bei
jederReformeineOpfersymmet-
rie gefundenwerden. Bewerk-
stelligen sollendiesKompro-
misseundDealmaker. Ichbin
überzeugt, dass imSolidarsystem
Gesundheitswesennichtwie jetzt
DealmakerdenTonangeben
dürfen, sondernMenschenmit
Fachwissen,FachkönnenundBe-
ziehungsfähigkeit, die sichauf
dasHeilen verstehen.Dabei be-
ziehensie –wo immeresnötig
undmöglich ist – die voneinem
UnheilBetroffenen indasHeilen
als eigenständigeund selbstver-
antwortlichePartnermit ein. So
wirddie leidendeoder verletzte
Personmit ihrenSorgen,Ängs-
tenundHoffnungenalsMensch
wahrgenommenundnicht als ein
Objekt,mit demdankwirkmäch-
tigemGesundheitsmarketing
Geld zuverdienen ist.Das ist die
Stossrichtung für eineechte
Reform imGesundheitswesen.
Dafür braucht esPolitikerinnen
undPolitiker, dienicht einfach
endlosamgescheitertenKVG
herumdoktern, sonderndieses
grundlegendneuausrichten
wollen –hinaufWirksamkeit,
Genügsamkeit undNachhaltig-
keit.DasundnichtOpfersymme-
trie ist dieLösung für einbezahl-
baresundmenschengerechtes
Gesundheitswesen.ZurWirk-
samkeit gehörte, dassnurwirk-
lichwissenschaftlich anerkannte
Behandlungsmethodeneinge-
setztwerden, derenErgebnis-
qualität konsequent gemessen
wird.Genügsamkeit zeigte sich
etwadarin, dassniemand im
SolidarsystemGesundheitswe-
senmehrals 300000Franken
verdient.UndNachhaltigkeit ist
zu erreichen,wennalleBehan-
delndenmitdenPatienten zuerst
diesePunkteklären:Nutzen,Risi-
kenundBeweisderWirksamkeit
derBehandlung,waspassiert,
wenndieBehandlungabgewartet
wird,undobderBehandelndebei
BedarfdieselbeBehandlungauch
für sich inAnspruchnehmen
würde.Umdas inGangzubrin-
gen,brauchteskeineDealmaker,
sondernPionierinnenund
Pioniere.FürLetztereböteder
anlaufendeWahlkampfeine
idealePlattform.

BrunoFacci, Ganterschwil

Esgingnicht primär umKonfessionelles
Feind und Freund,
Ausgabe vom 2. März

Das«Tagblatt» reduziert anhand
eines SchmähgedichtsGottfried
Kellers denWegzumSonder-
bundskrieg (1847) auf liberal
und/oder protestantischgrun-
diertenAntikatholizismus.Das
ist zu einfach.DenHintergrund
bildetederKampfderRadikalen
für einenmodernenBundes-
staat.Daswar kein konfessionel-
lesAnliegen.Viele katholische
Liberale trugenesmit.

Nach 1830 gab es in zahlrei-
chenKantonen vielfältige, teils
handfeste Auseinandersetzun-
gen umVerfassungsfragen. Im
Aargau führte die Ersetzung der
konfessionsparitätischen durch
einemehrheitsbasierte Volks-
vertretung zu einemAufstand
im katholischen Freiamt. Auf

Antrag desGrossratspräsiden-
ten – eines katholischenRadika-
len – hob der Kanton die Klöster
auf, dieman der geistigen
Urheberschaft des Aufstandes
verdächtigte. Dieser Akt tan-
gierte Bundesrecht. Er liess sich
als antikatholischenAngriff
darstellen und alsHandhabe
nutzen, umdie politischen
Gegensätze konfessionell und
damit emotional und breiten-
wirksam aufzuladen.

DieKonfessionalisierung
einseitig als Strategie der Libe-
ralen darzustellen, ist daher
verkürzt.Was dann kam, folgte
der Logik der Eskalation: Lu-
zern schuf (demokratisch) die
liberale Verfassung ab und
berief zur geistigenAbwehr
1844 die damals als reaktionär
geltenden Jesuiten ins Bildungs-
wesen, was weithin provozierte

und heftige Polemiken bewirkte
(so auchKellers Pamphlet). Es
folgten blutige Freischarenzüge
gegen die Luzerner Regierung
– keine Ruhmesblätter – und
schliesslich der Zusammen-
schluss von sieben katholisch
dominierten Kantonen zum
bundesvertragswidrigen Son-
derbund, der die Bundesreform
ablehnte und auf ausländische
Unterstützung hoffte. Die
Tagsatzungsmehrheit beschloss
nach vergeblichen Verhandlun-
gen dessenmilitärische Auflö-
sung. Zu dieserMehrheit zähl-
ten auch die überwiegend
katholischenKantone Solo-
thurn, St. Gallen undTessin.
Dies zeigt, dass es im Sonder-
bundskrieg nicht primär um
Konfessionelles ging.

ChristophRohner, St.Gallen

Leserbild RahelHinder fotografierte ein frischgeschlüpftes «Landkärtchen» inWeinfelden.

Kurz vordemerstenFlug

Abstimmung
19. Mai
Waffenrecht

Leserbriefe

Das Forum dient der Meinungs-
äusserung unserer Leserinnen
und Leser. Bei der Auswahl wer-
den nur Leserbriefe bearbeitet,
die nicht länger sind als 2000
Zeichen (inkl. Leerzeichen). Für
Texte zu Wahlen und Volksab-
stimmungen gilt eine Maximal-
länge von 1200 Zeichen. Die Zu-
schrift muss mit Name und voll-
ständiger Postadresse versehen
sein. Die Redaktion behält sich in
jedem Fall vor, Zuschriften nicht
zu publizieren oder sie zu kürzen.
www.tagblatt.ch→Menü→ Leser-
brief schreiben

Gutaufgezeigt
Der Grünrutsch und seine
Folgen, Ausgabe vom 25. März

Danke für das transparente
Aufzeigen des Stimmverhaltens
bezüglich Klimapolitik im
Nationalrat. Dass dieWahlen in
Zürich einMisserfolg für die
bürgerlichen Parteienwaren,
stimmtwohl nur, wennman als
«bürgerlich» alles rechts der
Mitte bezeichnet!? DieGLP
positioniert sich als starkeMitte,
weil die FDP einmalmehr ihre
Glaubwürdigkeit in Umwelt-
fragen verspielt hat.

Heini Lüthi, St.Gallen

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight

yves_
Highlight


